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zu der Bekavntnlachung Nr. W. I. 1772/5. 17.
K. R. A. vom1 Juli 1917, betreffend Beschlag¬
nahme und Höchstpreise von Tierhaaren, deren
Abgängen und Abfällen sowie Abfällen und
Abgänge» von Woüsellen, Haarsellenu. Pelzen.

L»m 15. Dezember 1917.
Du nachstehend« Bekanntmachung wird auf Grund des

Gesetze» über den Belagerungszustand vom 4. Zuni 18dl in
Verbindung mit d« n Gesetz dom 11. Dezember ISIS (Reichs-
Gesetzbl. S . 813) — in Bahem auf Grund der Allerhöchsten
Verordnung vom 31. Juli 1914, den Uebergang der voll¬
ziehenden Gewalt auf die Militärbehörden betreffend —,
de» Gesetzes, betreffend Höchstpreise, vom 4. August 1914
(Reichs-Gesetzbl. S . 339) in der Fassung vom 17. Dezember
1914 (Reichs-Gesetzbl. S . 516), der Bekanntmachungen über
die Aenverungen dieses Gesetzes vom 21. Januar 1915
(Reichs-Gesetzbl. 0 . 25), vom 23. März 1916 (ReichS-Ge-
sttzbl. 0 183) und vom 22. März 1917 (Reichs-Gesetzbl.
0 . 253-, ferner — auf Ersuchen des KriegsmintsteriumS —
auf Grrind der Bekanntmachung über die Sicherstellung
von Kriegsbedarf in der Fassung vom 36. April 1917(ReichS-
Ge,ctzbl. S . 376) zur allgemeinen Kenntnis gebracht mit
dem Bemerken, daß Zuwiderhandlungen gemäß den in der
Anmerkung ) abgedruckten Bestimmungen bestraft werden,
sofern nicht nach den allgemeinen Strafgesetzen höhere
Strafen angedroht sind. Auch kann der Betrieb des Han-
delsgemrtes gemäß der Bekanntmachung zur Fernhaltung
unzuverlässiger Personen vom Handel vom 23. September
1915 (Reichs-Gesetzbl. 0 . 603) untersagt werden.

*) Mit Gefängnis bi» zu einem Jahr und mit Geld¬
strafe dis zu zehntausend Mark oder mit einer dieser Strafen
wird bestraft:

1. wer die festgesesften Höchstpreise«berschreitet:
L wer einen anderen zum Abschluß eines Vertrage« auf-

ftnbert, durch den die Höchstpreise überschritten werden,
»der ftch zu eine« solchen Vertrage erbietet;

*■wer einen Gegenstand, der von einer Aufforderung (tz t,
I des » Petzes, betreffend Höchstpreise; »etr»ffeu ist, «rt-
seiteschafft, beschädigt oder zerstört;

4. wer der Anfforderung der zuständigen Behörde zu« « er-
kauf von Gegenständen, für Sie Höchstpreise festgesetzt sin»,
nicht nachkommt:

5. wer Vorräte an Gegenständen, für die Höchstpreise fest-
gesotzt sind, den zuständigen Beamten gegenüber derhetW-
licht:

ö. wer de» nach 8 ö de, Gesetzes, betreffend Höchstpreise
erlassenen AuöführungSbestimmungenzuwiderhandelt.
Bei vorsätzlichen Zuwiderhandlungen gegen Nr. 1 »d«

2 ist die Geldstrafe mindestens auf das Doppelte drS Betrage»
zu bemessen, um den der Höchstpreis überschritten worden ist
oder in den Fällen der Nr. 2 überschritten werden s»llt«;
übersteigt der Mindestbetrag zehntausend Mark, so ist , «f
ihn zu erkennen. Im Fall « mildernder Umstände I»nn die
Geldstrafe bis auf die Hälft« v»S Mtndestbetrage» ermäßigt
werden.

Jo den Fällen der Nummer 1 und 2 künn neben der
Strafe angeordnet werden, daß die « erutteilun , »nf « osten
de» Schuldigen öffentlich bekanntzumachen ist; «uch kann nobe«
Gefängnisstrafe auf Verlust der bürgerlichen EhrenceMt« er¬
kannt werden.

Neben der Strafe kann auf vinjichunz der GegenftMd«,
ans die ftch dt» strafbar« Handlung bezieht erkannt wesden,
chne Unterschied, ob sie de« Täter gehören oder nicht

Mit Gefängnis bi» zu einem Jahre oder mtt Gechsnise
bis zu zehntausend Mark wird bestraft:

L.
2. wer unbefugt einen beschlagnahmten Gegenstand beisette-

schafst, beschädigt oder zerstört, verwendet, verkauft «»er
laust oder ein anderes Veräußerung»- oder « rwrrb«-
geschäst über ihn abschltetzt;

i.  wer der Verpflichtung , die beschlagnahmten Gegenstände
zu derwahren und pfleglich zu behandeln, zuwiderhandelt;

4. wer dev erlassen»« AuSführvngSbesnUmungen zuwstzer-
hanorlt

Artikel I.
$ 1 Ziffer 1 der Bekanntmachung N». ff. / . 177 ®>§.

17. K. R . fl . erhält folgenden Wortlaut:
1- Tierhoare jeder Art , einschließlich tierischer Borste»,

auch in Dttschungen unterrinand «r »de» mit anderen
Gpinnstossen,
8 1: c fällt weg.

»
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Artikel H. rv

8 4 Absatz 2 der Bekanntmachung Nr . W. t.  1772/5.
17. K. R . A. erhält folgenden Wortlaut:

Erlaubt bleibt jedoch die Veräußerung und Lieferung
an solche Personen oder Firmen , welche sich lediglich mit
denr Fermentieren (nicht dem Aussondern und Zurichten ),
Waschen und Trocknen der von dieser Bekanntmachung be¬
troffenen Gegenstände beschäftigen.

Artikel m.
§ 5 Absatz 1 der Bekanntmachung Nr . W. t.  1772/5.

17. K. R. A. erhält folgenden Wortlaut:
Trotz der Beschlagnahme ist das Fermentieren (nicht

daS Aussondern und Zurichten ), Waschen und Trocknen
dev von dieser Bekanntmachung betroffenen Gegenstände

* **** Artikel IV*
Dstst- Bekanntmachung tritt am 1b. Dezember 1« 7 i»

H« mkkurt (Main ), den 15. Dch-mber 1617.
Ktevvevireteude» Geueralko« « an»*

18. Armeekorps._
-K. Bst. (L) 168/11. 17. KRA.

Die Abgabe der beschlagnahmten — auch der in Ge¬
wahrsam der zu Ziffer I 2 genannten RüstungSbetriebe be¬
findlichen — Vorräte darf in Abänderung der bisher gelten¬
den Bestimmungen nur erfolgen gegen besondere, von der
Krirgsamtstelle Frankfurt (Main ) verausgabte und mit
deren Stempel versehene Ausweise deren Vordruck ord¬
nungsmäßig ausgesüllt ist. Die Ausweise tragen verschie-
d^ne Farben und Bezeichnungen: gelb  für Vollederschuye,

§ Buchstaben A, blau für  Lederschuhe mit Holzsohle, Buch-
staben B, rosa  für ErsatzArbeits -Schuhe, Buchstaben t.

I Tie gegen Schuhe ausgetauschten Ausweise sind sorg¬
fältig aufzubewahren und der Kriegsamtstelle zum 1. jede»
Monats einzusenden

- v.
Diese Levfügung tritt mit Beginn be» 15. 12. 17. in

Kraft.
VI.

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre wird bestraft, wenn
di- bestehenden Gesetze keine höhere Freiheitsstrafe bestem
men, wer vorstehende Verordnung Übertritt oder zu solcher
Uebertretung auffvrdert oder anreizt . Bei Borliegen mll-
vernder Umstände kann aus Hast ober Geldstrafe bi» zu 1500
®torl erkannt werden.

Bekanntmachung
betr. Beschlagnahme und Bestaudsaameldllllg

von Arbeiterschuhzeug.
Aus Grund des § 96 des Gesetzes über den Belage¬

rungszustand vom 4. Juni 1851 (G.--S . S . 451 ff.) in Ver¬
blutung mit dem Gesetze vom 11. Dezember 1915 (R.-G.-Bl.
S . 813) betr . Abänderung des Belagerungszustandzesetze»
wird hiermit nachstehende Verordnung zur Kenntnis ge¬

bracht : ^
Es Weiden beschlagnahmt:

1. sämtliche für Arbeiter und Arbeiterinnen b-stimmte
oder geeignete Schuhe und zwar a) Vollederschuhe (sog.
Grubenschuhe) ; b) Lederschuhe mit Holzsohlen und c) so¬
genannte Ersatzschuhe, letztere bestehend aus Holzsohle
nnd Oberschuh, hergestellt teils aus Leder, teils aus
Ersatzstoffen, soweit sie sich im Gewahrsam von Per-
Wnen, Gesellschaften, Genossenschaftenbefinden, die mit
vom Verkauf von Gchuhwaren befaßt sind und im
Bezirke des 18. Armeekorps ihre» Wohnsitz oder ihre
geschäftliche Niederlassung haben;

Z. die zu I 1 genannten Sachen, die sich im Gewahrsam
von Rüstungsbetrieben befinden, die im Bezirk der
Kriegsamtstelle Frankfurt (Main ) und der Kriegs¬
amtnebenstelle Siegen belegen und von diesen als
Rüstungs bet rieb« im Sinne der Zulagenernährung an¬
erkannt sind.
Vorräte der genannten Art , die in fremden Speichern,

Lagerräumen und anderen Aufbewahrungsräumen lagern,
gelten, /falls der Verfügungsberechtigte seine Vorräte nicht
unter eigenem Verschluß hält , bei den Inhabern der betr.
Aufbewahrungsräume als beschlagnahmt.

II.
Die beschlagnahmten Vorräte verbleiben in den Lager¬

räumen und sind tunlichst besonders aufzubewahven. Es
ist ein Lagerbuch einzurichten, aus welchem jede Aendonmg
der Vorratsmengen und ihre Verwendung ersichtlich sein
muß. Militär - und Polizeibehörden ist die Prüfung des
Lagers und des Lagerbuches jederzeit zu gestatten.

HI.
Tie beschlagnahmten Vorräte sind unveitzügltch zahlen¬

mäßig getrennt nach Vollederschuhen, Lederschuhen mit
Holzkohlen und Ersatz-Arbeits -Schuhen der Kriegsamtstellt
tzranrfurt (Main ) anzumelben.

Frankfurt a . M ., den 14. Dezember 1617.
XVIII Armeekorps.

Stellvertretendes Generalkommando.
Der stellv. Kommandierende General:

Riedel,
WenerallentuaM.

öekanntmachung
über die Einschränkung - es Verbrauchs

elektrischer Arbeit.
Aus Grund der Bekanntmachung über Elektrizität und

Gas sowie 'Dampf, Druckluft, Heiß- und Leitungswasier vom
21. Juni 1917 (R.-G.-Bl . S . 543) und der 88 1, 3 und 6
der Bekanntmachung über Elektrizität und Gas , sowie
Dampf , Druckluft, Heiß- und Leitungswasser vom i Ok¬
tober 1917 (R.-G .-B1. 'S . 879) Wird bestimmt:

• L
»erdrauchSre- elu«-.

o) Der Verbrauch elektrischer Arbeit wird ein? schränk
sowohl bei den Verbrauchern , die sie von einem Stromver-
sorgungSunternehmen beziehen, als auch bet denen, di;
sic in eigener Anlage (Einzelanlage ) erzeugen.

b) Der Verbrauch wir für alle Verbraucher von elek¬
trischer Arbeit , also auch für kriegsnotwendige Betriebe,
eingeschränkt, und zwar im allgemeincn aus 30 Prozent de»
Verbrauchs im gleichen Monat des Kalenderjahres 1916.
Ist der Berbmuch im Vergleichsmonat aus besonderen
Gründen außergewöhnlich gewesen, so kann ein anderer Zeit¬
raum zugrunde gelegt werden. Erfolgt die Able.unq des
Elektrizitätszählers an anderen Tagen als am MonatS-
ersten, so sind die bisher üblichen Ablesezeiträume für die
Bemessung der Einschränkung maßgebend.

c) ES bleibt Vorbehalten, einzelne Verbraucher ln stär¬
kerem Maße als aus 80 Prozent des Verbrauchs von 1916
einzuschränken. m ^ , . . .

d) Kriegsnotwendige Betriebe , deren Verbrauch Infolge
von Erweiterungen gegenüber dem des gleichen Monats des
Jahres 1916 wesentlich gestiegen ist, werden aus 80 Prozent
des Durchschnittsverbrauchs der Monate August. Septem¬
ber und Oktober 1917 eingeschränkt. Können bei besonder»
kliegsnotwendigen Betrieben die BerbrauchSzahlen bczw.
die Durchschnittszahlen von August bis Oktober 1917 zuu,
Vergleich nicht herangezogen werden, so wird der Verbrauch
nach billigem Ermessen geregett.



*) FSr « etttefie, di« Öefonbet* kriegSnotwendig ober
im Interesse des öffentlichen Lebens und der öffentlichen
Sicherheit dringend notwendig sind, kann auf Antrag die
Einschränkung des Verbrauches elektrischer Arbeit teilwei,e
oder ganz außer Kraft gesetzt werden. Bon jeder derartigen
Genehmigung ist dem Reichskommiffar für die Kohlenver¬
teilung Mitteilung zu machen.

f) Verbraucher , die vor Inkrafttreten dieser Bekannt¬
machung bereits Einschränkungen des Verbrauches elektri¬
scher Arbeit dorgenommen hatten , können Berücksichtigung
bei Durchführung der Bestimmungen dieser Bekanntmachung
beantragen . . x .

g) Die Regelung des Verbrauchs , bei neu hinzutretenden
Abnehmern die Festsetzung des zulässigen Verbrauchs , erfolgt
für kriegsnotwendig« Betriebe durch die Kriegsamtsstelle
(tz 7), für alle übrigen Verbraucher durch die Kommunal¬
behörde (88 5, 8), in beiden Fällen im Einvernehmen mit
»cm Vertrauensmann (8 4). Bet der Durchführung sind die
vom Reichskommiffar für die Sohlenverteilung herausgege-
bcnrn Richtlinien zu befolgen. Kommt eine Einigung zwi¬
schen dem Vertrauensmann und der KriegSamtSstelle bezw.
Kommunalbchörde nicht zustande, so entscheidet der ReichS-
kommtffar für die Kohlenverteilung.

Kleinverbraucher iverden von der Einschränkung des
Verbrauches elektrischer Arbeit nicht betroffen, sofern der
Jahresverbrauch 350 Kilowattstunden nicht übersteigt. Die
Kommunalbehörden sind berechtigt, für den von der Ein¬
schränkung nicht betrofftnen Kleinverbmuch den örtlichen
Verhältnissen entsprechend eine niedrigere Grenze festzusetzen
oder mit Zustimmung des Reichskommtssars für die Kohlen¬
verteilung den von der Einschränkung nicht betroffenen Ver¬
bmuch zu erhöhen. . ., 0 .

t' Für Stromversorgungsunternehmen , oie m ihrer Lei¬
stungsfähigkeit nicht erschöpft sind und bei deren Betrieb
außerdem eine Ersparnis an Kohle oder Treiböl nicht
möglich oder nicht notwendig ist (gewisse Wasserkmftanlagen,
gewisse Bmunkohlenwerke , gewisse mit Abfallprodukten be¬
triebene Kraftwerke usw.), kann der Reichskommissar für die
Kodlenderteilung auf Antrag die Bestimmungen dieser Be
kunntmachung ganz oder teilweise außer Kmst setzen.

k) Sämtliche Anträge und Beschwerden, auch in oen der
Entscheidung des Reichskommissars für die Kohlenverteilung
vorbehaltenen Fällen , sind an den Verimuensmann zu
richten, der sich mit der Kriegsamtsstelle bezw. mit der Kmn-
«mvalbehörde in Verbindung setzt.

8 2-
fUttanfAIflffe und Erweiterungen.

a)  Peuanschlüsse sowie Erweiterungen bestehender An¬
lagen dvrftn nur auf Grund besonderer Genehmigung aus¬
geführt werden. Diese darf nur in dringenden Fällen und
mir dann erteilt werden, wenn der Mehrbedarf an Kohle
ttotx  Treiböl sichergestellt ist, und wenn die Leistungsfähig-
ftit des Stromverforgungsunternehmenö es zuläßt.

b) Zuständig zur Erteilung der Genehmigung ist
1. bei Anschlüssen bis zu 10 KW. und bei Erweiterung

kleiner Anlagen bis auf diesen Anschlußwert der Vrr-
tmuensmann,

3) bei höherem Anschlußwert die KriegSamtSstelle im Ein¬
vernehmen mit dem Vertmuensmann . Kommt zwischen
diesen eine Einigung nicht zustande, so entscheidet der
ReichSkommissar für die Kohlenverteilung.

S 8-
Bel«stv«g*au- gleich.

Dir für die Einschränkung des Verbmuchs elektrischer
Arbeit zuständigen Stellen sind berechtigt, Maßnahmen
zu treffen, die eine bessere zeitliche Verteilung der Be¬

lastung bezwecken. ^ ^
» «rtr«nen»männer.

Für die in ihrem Bereich liegenden, von privater
fett ? betriebenen Stromversorgungsunternehmrn ernennt

jede KriegSamtSstelle Vertrauensmänner , im « edarftfallr
auch Stellvertreter . Sie weist jedem Bertvaueirsumnn einen
abgegrenzten Tätigkeitsbczirk zu. In diesem ist der Ver¬
trauensmann nicht nur für die öffentlichen ElekträzitatS-
Werke und die an sie angeschlossenen Verbraucher zuständig,
sondern auch für die Einzelanlagen , jedoch nur soweit, al»
sür dies« nicht besondere Vertmnensmänner ernannt find.
Erstreckt sich der VerbmuchSbezirk eines StromversorzungS-
unternehmens über die Bereiche mehrerer Kriegsamtsstellen,
so ernennt der Reichskommissar für die Kohlenverteilung den
Vertmuensmann und gegebenenfalls Stellvertreter , tuen»
die beteiligten .Kriegsamtsstellen zu keiner Einigung ge¬
langen.

b) Für vom Reich, einem Bundesswat . einem Kom
munalverband oder einer Gemeinde betriebene Stromver¬
sorgungsunternehmen und EinzelanlaMN bezeichnet die
Reichs-, SwatS - oder Kommunalbehörde, der das Unter¬
nehmen unmittelbar untersteht , eine Dienststelle oder einen
Beamten als Träger der Aufgaben des Vertrauensmannes.
Die Dienststelle oder der Beamte ist dem Retchskommiffar
für die Kohlerrverteilrmg und der KriegSamtSstelle zu be¬
nenne« .

ch Bei Stromversorgungsunterneyme «, die sich zum
Teil in staatlichem oder kommunalem, zum anderen Teil ln
prwatem Besitz befinden (gemischtwirtschaftliche Unterneh¬
men), ist sö'. das Verfahren bei Bestellung des Vertrauens¬
mannes ausschlaggebend, ob der Vorsitzende des Aufsicht»-
mtes Vertreter des Staates bezw. der Kommune oder Ver¬
treter des beteiligten privaten Kapitals ist.

d) In der Regel sollen die technischen Leiter der Strom
versorgungsuntekachmen zu Vertrauensmännern ernannt
werden. Soweit die Vertrauensmänner und ihre Stellver¬
treter nicht Reichs-, Staats - oder Kommunalbeamte sind,
sind sie von der ernennenden Stelle aus ihre Obliegenheiten
nach der Bekanntmachung des Bnndesrat vom 3. Mai 191?
(R.-G.-Bl . S . 393) zu verpflichten. Dem Reichskommi„ar
für die Kohlenverteilung ist von der erfolgten Bestellung
sofort Anzeige zu erswtten.

e) Die Vertrauensmänner und die im Absatzb) zenann-
un Dienststellen oder Beamten haben die Ausgabe,

! 1 mit den Kriegsamtsstellen und den Kommunalbehör
den km der Durchführung der auf Grund dieser Be¬
kanntmachung notwendigen Maßnahmen zusammcnzu-
wirken, ‘ , . .

4)  die ihnen durch diese Bekanntmachung oder durch die
Ortsvorschriftrn (8 5) übertragenen Rechte und Pflich¬
ten auSzuüben.
f) Die Vertrauensmänner üben ihr* Tätigkeit ehren-i

amtlich aus.; 85.
Ort- v- rfchrifte«

Dir Kommunalbehörden, und zwar in Gemeinde» mit
' mehr als 10000 Einwohnern die Gemeindevorstände, im
' übrigen die Vorstände der Kommunaiverbände , haben so>

bald wi ? möglich im Einvernehmen mit den BertwuenS-
i männern Vorschriften über die Einschränkung und dir zweck¬

mäßige Verteilung des Verbrauchs elektrischer Arbeit zu
' erlassen, insbesondere über die Einschränkung für den Klein-

verbrauch gemäß 8 1 Abs. h dieser Bekanntmachung.
8 6.

in dringende« BetfäSen.
Ergibt sich bei einem Stromversorgnngsuntrrnehmen

tnfolge Mangels an Brennstoff oder aus sonstigen Ursachen
dis unbedingte Notwendigkeit, schleunigst Einschränkungen
des Verbrauchs elektrischer Arbeit vornehmen zu muffen, so
hat der Vertrauensmann die nach Lage des Falles erforder¬
lichen Maßnahmen anzuordnen . Dem Verbraucher hat er
tunlichst von der Durchführung Kenntnis zu geben. Den be¬
teiligten Kommunalbehörden und KriegSamtSstellin hat er
unverzüglich Meldung zu machen. \-



* I ^
Shit $iamiWtMtn.

Hn Stelle der KriegsamtSstellen treten überall da, wo
Kriegsamtsnebenstellen bestehen, die Kriegsamtsnebenstel --
len; beim Fehlen don Kriegsamtsstellen tritt an deren Sttllr
da< Kriegsministerium.

$8.
L»«d-,, ««tral»ehSrde«.

a) Die Landeszentmlbehörden bestimmen, toec im Sinne
brei'« Bekanntmachung als Kommunalverband , Gemeinde,
Vorstand des Kommunalderbandes und als Gemeindevor-
stand anz»sehen ist.

(t)  Die LandeSzentralbehörden können im Einverneh-
En mit dem Reichskommissar für die Kohlenverteiluug an¬
dere Stellen als die Vorstände der Kommunalderbänd « oder
Gemeinden mit den in dieser Bekanntmachung den Vor¬
ständen der Kommunalverbände oder Gemeinden zugewie-
stnen Rnfgaben beauftragen oder einzelne dieser Aufgabeu
sich selbst Vorbehalten.

ch Die LandeSzentralbehörden oder die von ihnen beauf.
tvagieu Stellen können einzelnen Gemeinden oder Gruppen

Gemeinden mit weniger als 10 OM Eintvvhnern die in
tiefet  Bekanntmachung den Gemeinden don mehr als 10 OM
Einwohnern zugewtesenen Aufgaben übertragen.
l '*J I ■.

«ufpret - für den Mehrverbrauch.
Verbraucher, die von einem Stromversorgungsunterneh-

men elektrische Arbeit gegen Bezahlung erhalten , haben für
jede trotz besonderer Warnung über die zugelassene Menge
hinaus verbrauchte Kilowattstunde einen Aufpreis don 50
Pfennigen zu Zahlen.

8 10.
«trafbestimmungen

s ) Wer trotz besonderer Warnung mehr elektrische Ar-
b«it verbraucht , als nach dieser Bekanntmachung und den
Dnsvorschristen oder den gemäß § 6 getroffenen Anord¬
nungen des Vertrauensmannes zulässig ist, oder wer den
Vorschriften des 8 3 dieser Bekanntmachung oder den auf
Grund dieser Bekanntmachung erlassenen Bestimmungen zu-
wir erhandelt , wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre uno
mit Geldstrafe bis zu 10 OM Mark oder mit einer dieser
At rasen bestraft.

b) Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag «in . « m
drvgSberechttgt ist

1. Reichskommissar für die Kohlenverteilung oder di«
von ihm mit der Antragstellung schriftlich beauftragte.
Person,

9. bei Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften, vir von
einer anderen Behörde als dem Reichskommissar für
die Kohlenverteilung auf Grund dieser Bekanntmachung
ergangen sind, die Behörde, die sie erlassen bat , bei Ver¬
fehlungen gegen 8 3 dieser Bekanntmachung die Kriegs-
«mtsstelle.

Richtet sich der Antrag gegen einen Reichs-, Staats-
vder Kommunalbeamttn wegen einer in Ausübung seiner
Tienftgeschäfte begangenen Zuwiderhandlung , so ist nur der
Reichtkommissar für die Kohlenverteilung antragsberech-
ttgt.

8 u.
Gchlutz. und U<ber, «og-»eftt« muugen.

») Vorstehende Bestimmungen treten mit dem Tage
ihrer Bekanntmachung in Kraft.

ö) Bet besonders kriegsnotwendigen Betrieben oder Be¬
triebsabteilungen kann don der Kriegsamtsstelle bis zur
Regelung der Einschränkung der Verbrauch elektrischer Av>
beit im bisherigen Umfange gestattet werden, jedoch läng¬
stens hi« zum 80. November 1617.

e) Die Kmnmunalöeybrden haben diese vekanrrtumchun«
u»U> die von ihnen aufgestellten Ortsvorschriften öffentlich
bemnntzumachen und die OrtSdorschristen nach Erlaß so¬
gleich dem Reichskommissar für die Kohlenvettelluna do»
zulegen.

Berlin, den 3. November 1917.
«er Reichtzkommifiar für die » ohlenverteiluna.
__ Stutz._
Tgh °Nr . 3306 K. A . Diez,  den 11. Dezember 1917.

« » »ie Herren vürgermeifter de» Kreise ».
„ , Nachprüfung der Zurückstellungen laadwirtschast-
ltche, Vetnebalerter und landwittschastltcher Arbeiter durch
ixs KnchswittschastSamt in Frankfurt a . M . findet im
von Holland zu Diez  wie ftilgt statt:

Nm 16. Dezember für die Gemeinden : Altendiez, » ttm-
hau,cn, Aull , Balduinstein , Becheln, Berghausen, Bernorsth.
Brebrich, Birlenbach Bremberg , Burgschwalbach Dftz , jvau-
tzmm, Testlghostn, Dürnberg , Dvrnyolz Hausen, Sppenrdd,
«lacht , Freiendiez.

Am »0. Dezember für die Gemeinden: Geilnau, Geiste
Giicklnren, « uttnackĉ Hahustätten, Heistenbach Herold,
Hömberg, Holzappel, Holzhetm, Jsselbach Kalteicholzhliuse«.
Kemmenau, Kling«lbach, Körvorf, Lohrheim. Sollschied.
« ^ ^ ^ ^ " kischbach Nassau, Netzbach. Nieverneisen.
Nirdertieftnbach, Oberfischibach Obernessen.
_ . .Am  Sl . Dezember für die « « neiuden : Pohl , Reckenrvttz,
Rettert , Roth , Ruppenrod, Gchaumbuvg. Icheidt , Schids.
Wim. Schönborn, Schwetghausen, Seelbach, Slnghofen,
Ätnnsbevg , Gulzbach, Winden.

Da» Geschäft beginnt vormitt « ,s  S »/i Uhr.
. Haber, zu eRcheinen die Herren Büogermeister und je

■J Mitglied«, de» » irrfchastvauSschuss« der beteiligten Se-mßinven.
»i « wollen letzte« - di « Mitglieder des » irtschastS-

«nchchuss« — dazu einladen und eine Bescheinigung über
d» erfolgte Ladung folgenden Wortlaut « tm Termine dor-
legen:

„Ich bescheinige hieomit. aus den . ». mta
nach Diez geladen zu fein."

.Mezencker U17.
(Unterschrift.)

einMveichte Nachweisuugen über zu-
rüSMellde laichwtrtschastlich« Betoiebdlefter und landwi « -

Aebetttr sind sofvtt, aber spätestens zum 16. d».
M» . a »f d«m doBgeschri«denen Formular hier vorzulrzen.

Kvie<»w1rtschaft»fte>« de» R«terlah«k»-tse»
A H:

Schön,  KretSdeputierter.

Nichtamtlicher Dev
. . Land- und Forstwirtschaft.
Säumige Landwirte.  Es wird uns « schrkebiea:

'Der Vorsitzende des Kreisausschusses Wetzlar erläßt eine
Bekanntmachung, nach welcher fedem Viehhalter des Kreises,
der seinen Lieferungsverpflichtungen . sei es Butter oder
Vollmilch, nicht nachkommt, zunächst die Petroleumkarte
resp. die elektrische Beleuchtung, die Zuckerkarte und bei fvrt-
ge.etzter Weigerung das Recht auf den Bezug sämtlicher
durch den Kreiskommunalderband zur Verausgabung kom-
menven Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände zu ent¬
ziehen ist. So streng diese Verordnung erscheint, ch not-
lvendig ist sie. Es muß leider festgestellt werden, daß man
aus dem Land vielfach seinen Verpflichtungen in Milch-
nnL Buttemblieferungen nicht nachkommt. so daß zu den
strengsten Maßregeln gegriffen werden muß. um die>e Lieft
rungspflicht zu erzwingen. Die Verhältnisse in den Groß¬
städten liegen derart , daß unbedingt alles auf dem 1Änb er-
faßt werden muß. Es ist zu hoffen, daß die Einsicht in die
tatsächlichen Verhältnisse di« ländliche Bevölkerung dev-
anlaßt , freiwillig ihren Verpflichtungen nachzukommen, so
daß von Zwangsmaßnahmen , die immer nur ungern erlassen
werden, künftighin Abstand genommen werden kann.
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